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 LIEBE BÜRGERINNEN UND BÜRGER, 

 LIEBE FREUNDINNEN UND FREUNDE,

hiermit erhalten Sie die 18. Ausgabe der Infopost mit Informationen zu 
meiner Arbeit vom letzten halben Jahr. Anders als bei sonstigen Kata-
strophen hat sich Corona nicht von einem Tag auf den anderen ereig-
net. Trotzdem gibt es sicher bei jedem von uns so einen bestimmten 
Zeitpunkt, an dem man realisiert hat, dass dieser Virus auch in unser 
Leben eingetreten ist. Bei mir war das der 10. März – ein Dienstag in der 
Sitzungswoche, an dem morgens Trump einen Einreisestopp für Euro-
päer verhängte und die Schule meines Sohnes als eine der ersten wegen 
eines konkreten Falles geschlossen wurde. Das war der Tag, an dem ich 
begonnen habe, lang geplante Termine und Veranstaltungen abzusagen. 

INHALT 

Seite 02  BEGRÜSSUNG  Seite 05  ESKALATION IN SYRIEN * BERATERAFFÄRE  
Seite 06  BREXIT * RAMSTEIN AIR BASE  Seite 07  AUS DER 
REGION  Seite 09  KLIMA UND UMWELT  Seite 11  BUNDESTAGSREDEN 



        INFOPOST    Seite 03

Stattdessen dominieren die Videokonferenzen unseren Arbeitsalltag.

Bis zur Bundestagssitzung am 25. März mussten wichtige gesetzge-
berische Entscheidungen getroffen werden und die gute Nachricht mal 
zuerst: Unsere parlamentarische Demokratie ist auch in der Krise hand-
lungs- und entscheidungsfähig. Wir brauchen kein Notparlament und 
keinen Generalausschuss! Im Gegenteil: Da die Regierung wegen der 
Abweichung von der Schuldenbremse auf eine Kanzlermehrheit ange-
wiesen war, wurde auch die Opposition bei der Entscheidungsfindung 
besser eingebunden als sonst. Dadurch konnten wir auch effektiv einige 
Verbesserungen durchsetzen und Schlimmeres verhindern: So haben 
wir erreicht, dass die epidemische Lage im Infektionsschutzgesetz, die 
zu sehr weitgehenden Ermächtigungen des Gesundheitsministers führt, 
nicht durch die Regierung, sondern durch das Parlament festgestellt 
wird und durch dies auch wieder aufgehoben werden kann. Außerdem 
haben wir die generelle Befristung dieses Gesetzes auf ein Jahr durch-
gesetzt. Als Rechtspolitikerin war ich ansonsten mit den Änderungen im 
Schuldrecht, im Insolvenzrecht, im Mietrecht und in der Strafprozess-
ordnung vorrangig befasst.  Hier finden Sie die Kurzbewertung des Co-
rona Gesetzespaketes aus grüner Sicht.

Ich bin jedenfalls zunächst einmal erleichtert, dass es uns gelungen ist, 
kurzfristig Gelder für schnelle Hilfen bereit zu stellen – vor allem auch 
für KurzarbeiterInnen, KleinstunternehmerInnen, KünstlerInnen und So-
loselbständige.  

Die Ausgangsbeschränkungen haben in den folgenden zwei Wochen bis 
Ostern tatsächlich dazu geführt, dass die Geschwindigkeit der Verbrei-
tung deutlich gebremst werden konnte. Und das ist letztlich der Grund 
für alle diese Maßnahmen: Durch die extrem schnelle Verbreitung droh-
te die Überlastung des Gesundheitssystems wie bspw. in Italien. Nicht 
die Infiziertenzahlen oder die Todeszahlen insgesamt sind die wirklich 
wichtigen Daten, sondern das Verhältnis der ernsthaft Erkrankten zu den 
verfügbaren Behandlungsplätzen.

Darauf ist auch zu achten, wenn wir in den nächsten Tagen über Art und 
Umfang von Lockerungen und Präventionsmaßnahmen diskutieren wer-
den. Jede gesundheitspolitische Maßnahme gehört auf den parlamenta-
rischen Prüfstand, um die Einschränkung von BürgerInnen-Rechten so 
gering wie möglich zu halten. Denn all die schweren Eingriffe in Grund- und 
Freiheitsrechte müssen stets geeignet, erforderlich und verhältnismäßig 
sein. Das kann durchaus die Pflicht zum Tragen von Schutzmasken sein 

https://www.gruene-bundestag.de/fileadmin/media/gruenebundestag_de/themen_az/corona/pdf/bewertung-gesetzespaket-corona-krise.pdf
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oder die Nutzung einer freiwilligen App zur Weitergabe von Warnmeldun-
gen. Anders verhält es sich mit einer verpflichtenden App. Allerdings 
halte ich auch die dauerhafte Schließung sämtlicher Schulen bis zu den 
Sommerferien für einen unverhältnismäßigen Eingriff in die Rechte der 
Kinder. Die Herausforderung dieser Abwägungsfragen wird uns noch 
eine Weile begleiten. Im Rechtsausschuss habe ich mich mit meinen grü-
nen Kolleginnen daher auch in den letzten Tagen und Wochen intensiv 
mit den Anforderung an den Rechtsstaat in Corona-Zeiten auseinander-
gesetzt und die Maßnahmen der Regierung einer kritischen Prüfung un-
terzogen. 

Lesen Sie   hier  unseren Antrag „ Recht und Justiz krisenfest gestalten“, 
den wir diese Woche auf den Weg gebracht haben.

Hinzu kommt die europäische und internationale Dimension der Heraus-
forderung. Frankreich, Italien und Spanien reagieren mit zunehmendem 
Unverständnis auf die Blockade gemeinsamer Anleihen, die wir Grünen 
bereits in der Finanzkrise gefordert hatten und die nun im Zusammen-
hang mit Corona ja nur als einmalige anlassbezogene Anleihe gefordert 
wird. Die Evakuierung der unbegleiteten Minderjährigen von den griechi-
schen Inseln muss jetzt nicht trotz Corona, sondern erst recht wegen 
Corona erfolgen! 

Außerdem dürfen wir nicht nachlassen die Aufstockung der humanitären 
Hilfe für die ärmsten Länder und den humanitären Zugang zu Betroffe-
nen in Kriegs – und Krisenregionen einzufordern.

 Hier finden Sie ein AutorInnenpapier zu den globalen Herausforderungen, 
das ich mit meinen Kolleginnen veröffentlicht habe.

In der laufenden Sitzungswoche steht neben der Debatte über die Rück-
nahme von Beschränkungen die kritische Überprüfung des Corona Ge-
setzespaketes an. Eins steht dabei jetzt schon fest: Der Bundestag wird 
seine Kontrollfunktion ausüben und die kritischen Entscheidungen nicht 
der Regierung überlassen!

In diesem Sinne: Bleiben Sie gesund!

https://medien.gruene-bundestag.de/pgf/Antrag_Recht_Justiz_F81-20.pdf
https://www.gruene-bundestag.de/fileadmin/media/gruenebundestag_de/themen_az/corona/pdf/autorInnenpapier-internationale-solidaritaet.pdf
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AUS MEINER ARBEIT IN BERLIN 

  
WEITERE ESKALATIONEN IN SYRIEN

Die im Dezember 2019 begonnene Offensive der syrischen Armee mit Unter-
stützung Russlands und Verbänden Iran-naher Milizen auf die Provinz Idlib 
hat zu unermesslichem Leid in der Zivilbevölkerung geführt. Nun spielt sich 
in Idlib vor den Augen der Weltöffentlichkeit eine der größten humanitären 
Katastrophen des Syrienkriegs ab. Auch wenn der aktuelle Fokus daher auf 
der Region Idlib liegt, darf nicht vergessen werden, dass die Opfer ethnischer 
Vertreibungen aus den kurdischen Gebieten im Norden Syriens nach wie vor 
in Lagern festsitzen und nicht in ihre Häuser und Heimatgemeinden zurück-
kehren können. Die türkische Militäroffensive dort ist ein gezielter Angriff 
auf die kurdische Bevölkerung und eine bewusste Eskalation des Konflikts. 
Die Bundesregierung bezeichnet den Einmarsch nach einigem Zögern zwar 
als völkerrechtswidrig, aber findet keine geeigneten Maßnahmen, um einen 
echten internationalen Friedensprozess zu unterstützen.

Den Antrag der Bundestagsfraktion zur Militäroffensive der Türkei 
finden Sie   hier.

 Hier finden Sie meine Zwischenfrage zum Einmarsch der Türkei 
an Außenminister Maas.

Sehen Sie hier   hier  die Antwort der Verteidigungsministerin 
Kramp-Karrenbauer auf meine Frage zur ethnischen Vertreibung in 
Nordsyrien.

Zur Aufnahme von Schutzbedürftigen aus dem Mittelmeerraum 
finden Sie   hier  einen Antrag.

 

 PARLAMENTARISCHER UNTERSUCHUNGSAUSSCHUSS 
       ZUR BERATERAFFÄRE IM VERTEIDIGUNGSMINISTERIUM

Der Parlamentarische Untersuchungsausschuss (PUA) kam nach einem 
halben Jahr mit der Befragung von Frau von der Leyen und Frau Suder zum 
Ende der Beweisaufnahme. Die beiden waren im Verteidigungsministeri-

https://dipbt.bundestag.de/doc/btd/19/140/1914094.pdf
https://www.youtube.com/watch?v=9GrEtgNsOv4
https://www.youtube.com/watch?v=gtv_EOlL2Ck
https://dipbt.bundestag.de/doc/btd/19/175/1917513.pdf
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um angetreten, um das Beschaffungswesen zu modernisieren und dafür 
zu sorgen, dass das Ministerium der Industrie künftig auf Augenhöhe be-
gegnet. Warum sie gescheitert sind und welche Rechtsverstöße dabei be-
gangen wurden, habe ich in meinem Kurzbericht über die Erkenntnisse aus 
dem Untersuchungsausschuss zusammengefasst.

Lesen Sie hier   hier meinen Bericht vom Untersuchungsausschuss. 

  
LONDON-REISE: BREXIT, „BLAME GAME“ UND VERFASSUNGSKRISE

Im Rahmen einer Delegationsreise des Bundestages nach London erhielt ich 
vom 07. bis 10. Oktober 2019 Einblicke hinter die Kulissen des britischen Par-
lamentarismus, der auf eine der längsten demokratischen Traditionen welt-
weit zurückblicken kann. Wir sprachen mit ExpertInnen und Parlaments-    
angehörigen über die aktuelle politische Lage im Zeichen des Brexit, lernten 
den Arbeitsalltag der ParlamentarierInnen kennen und erlebten die Krise 
des britischen Parlamentarismus hautnah mit.

Lesen Sie   hier meinen Reisebericht aus London. 

 

 

 KEINE NUTZUNG DER RAMSTEIN AIR BASE FÜR 
       VÖLKERRECHTSWIDRIGE TÖTUNGEN

Die Ramstein Air Base nahe Kaiserslautern dient schon länger den Streit-
kräften der USA als Satelliten-Relaisstation für die Einsätze von Kampfdroh-
nen in Afrika und im Mittleren Osten. In Zusammenhang mit solchen Kampf-
drohneneinsätzen hat das Oberverwaltungsgericht NRW festgestellt, dass 
die Bundesregierung aufgrund ihrer verfassungsrechtlichen Schutzpflicht 
genauere Nachforschungen anstellen und eine völkerrechtswidrige Nutzung 
ausschließen muss. Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig, weil die Bundes-
regierung Revision eingelegt hat.

Finden Sie   hier den Antrag  und   hier die Rede  dazu. 

 

https://katja-keul.de/userspace/NS/katja_keul/Dokumente_2020/200323_PUA_Bericht_Berateraffaere_Katja_Keul.pdf
https://katja-keul.de/userspace/NS/katja_keul/Dokumente_2019/191014_Reisebericht_Katja_London.pdf
https://dipbt.bundestag.de/doc/btd/19/141/1914112.pdf
https://www.youtube.com/watch?v=MafwpFdwppM
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MASSNAHMENGESETZVORBEREITUNGSGESETZ: 

       VERFASSUNGSWIDRIG 

Der Neubau einer ICE-Trasse durch meinen Wahlkreis beschäftigte Anfang 
Januar auch den Bundestag. Das Maßnahmengesetzvorbereitungsgesetz, 
kurz MgVg, soll Planungsverfahren für Verkehrsprojekte beschleunigen. 
Die Grünen lehnen das Gesetz ab, da es die Bürgerrechte einschränkt und 
weder die Planung beschleunigt, noch die Akzeptanz in der Bevölkerung 
erhöht. 

Meine Rede auf der Demo der BI Auetal finden Sie   hier.

 Hier geht es zum Entschließungsantrag der Grünen.

Rede auf der Berlindemo 
der BI Auetal 

(Foto: Thomas Breck)

AUS DER REGION

https://katja-keul.de/userspace/NS/katja_keul/Dokumente_2011/Multimedia/Katja_Keul_am_30.01.2020_Brandenburger_Tor.mp3
http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/19/169/1916912.pdf
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IM DIALOG MIT DER BUNDESWEHR

Erneut hatte ich die Gelegenheit beim einem Neujahrsempfang des Bun-
deswehrverbandes die Hauptrede halten zu können: diesmal bei den Hee-
resfliegern in Bückeburg. Ich habe grüne Positionen zur Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik dargelegt und trotz der kritischen Haltung viele positive 
Rückmeldungen erhalten. 

Lesen Sie  hier meine Rede vor dem Deutschen Bundeswehrverband in 
Vehlen.

  
NEUJAHRSEMPFANG IN NIENBURG UND DIEPHOLZ

Beim Neujahrstreff der Nienburger Grünen konnten wir unsere stellvertre-
tende Bundesvorsitzende und frauenpolitische Sprecherin Ricarda Lang be-
grüßen, die sich gegen Hate Speech und Hetze im Netz aussprach.
 

Rede vor dem 
Bundeswehrverband 

(Foto: Büro Keul)

Mit unserer stellvertreten-
den Bundesvorsitzenden 
Ricarda Lang beim Nien-

burger Neujahrsempfang. 
Foto: Peter Schmithüsen

https://katja-keul.de/userspace/NS/katja_keul/Dokumente_2019/191208_Rede_Bundeswehr_Katja.pdf
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NEUJAHRSEMPFANG IN NIENBURG UND DIEPHOLZ

Beim Neujahrstreff der Nienburger Grünen konnten wir unsere stellvertre-
tende Bundesvorsitzende und frauenpolitische Sprecherin Ricarda Lang be-
grüßen, die sich gegen Hate Speech und Hetze im Netz aussprach.
 

Am diesjährigen Neujahrsempfang der Diepholzer Grünen nahm neben mir 
und meinem Landtagskollegen Helge Limburg auch unser Europaabgeord-
neter Sven Giegold teil und berichtete eindrucksvoll über das Klimapro-
gramm der Europäischen Union.

Lesen Sie  hier den Bericht über den Diepholzer Neujahrsempfang im        
Weserkurier.

  
NEUE DÜNGEVERORDNUNG

Die neue europarechtskonforme Düngeverordnung ist Anfang des Jahres 
endlich verabschiedet worden. Sie dient dem Gewässerschutz. Doch bei vie-
len Themen wie dem Insektensterben oder dem Einsatz von Pestiziden sind 
die Fronten zwischen Landwirten und grüner Politik verhärtet. Dies wurde 
auch bei einer Diskussionsrunde in Loccum deutlich, an der ich Ende des 
Jahres teilnahm. Weniger Tiere und pro Tier einen besseren Preis, das ist der 
Weg, den wir zukünftig gehen müssen. 

Den Artikel dazu im „Blickpunkt“ können Sie   hier  lesen. 

Unsere Bewertung der Novelle der Düngeverordnung finden Sie   hier.

  
DIE ENERGIEWENDE KOMMT

Auch heimische Unternehmen arbeiten an innovativen und umsetzbaren 
Lösungen. Davon konnte ich mich bei meinem Besuch des Schaumburger 
Unternehmens Ahrens überzeugen. Doch der Energiedeckel verhindert den 

KLIMA UND UMWELT

Mit Dieter Ahrens vor 
unseren Elektromobilen. 
(Foto: Büro Keul)

https://katja-keul.de/userspace/NS/katja_keul/Dokumente_2019/191208_Rede_Bundeswehr_Katja.pdf
https://www.weser-kurier.de/region/regionale-rundschau_artikel,-gruene-gehen-kaempferisch-ins-neue-jahr-_arid,1894386.html
https://ep.aller-weser-verlag.de/webreader-v3/index.html#/608641/3
https://www.gruene-bundestag.de/themen/agrar/duengeverordnung-endlich-verabschiedet
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Ausbau der erneuerbaren Energien. Es ist ein Skandal sondergleichen, dass 
der Solardeckel entgegen der Zusagen bis heute nicht aufgehoben worden 
ist!

Hintergründe und Gesprächsinhalte finden Sie   hier. 

  
SAMMELAKTION FÜR ALTE HANDYS 

Die Digitalisierung schreitet voran und der Müllberg von Elektrogeräten 
wächst. Daher habe ich an einer bundesweiten Sammelaktion für alte Han-
dys in meinem Wahlkreisbüro teilgenommen. Die Aktion wurde gut ange-
nommen und die Geräte zum fachgerechten Recyceln eingesandt. Aufgrund 
der hohen Beteiligung und Nachfrage habe ich entschieden, dass auch wei-
terhin Mobiltelefone in meinen Wahlkreisbüros abgegeben werden können.

Mehr Infos finden Sie   hier. 
  

Wiederverwendet 
oder recycelt: abge-

gebene Handys im 
Stadthäger Büro 
(Foto: Büro Keul) 

https://katja-keul.de/presse/regional/presse-nachrichten-2019-regional/singel-nachrichten-presse-2019-regional/article/autark_mit_wasserstofftechnologie/
https://katja-keul.de/themen/energie-und-klima/energie-und-klima-detail/article/handy_sammelaktion_alte_handys_fuer_umweltprojekte/


BUNDESTAGSREDEN

 Rede Stiefkindadoption am 13.02.2020

 Rede zur Ächtung autonomer Waffensysteme am 31.01.2020

 Rede US-Stützpunkt Ramstein am 16.01.2020

 Rede über Beschaffung von Kampfdrohnen am 20.12.2019

 Rede zu § 219a am 14.12.2019

 Rede Haushalt: Einzelplan Justiz am 28.11.2019

 Rede über die Erhöhung des Verteidigungsetats am 27.11.2019 

 Rede zu Rüstungsexporten am 14.11.2019 

 Rede zu Aktionärsrechten am 14.11.2019 

 Rede zur Reform der Zivilprozessordnung am 14.11.2019

 Rede zum Entschädigungsgesetz am 07.11.2019

Hinweis: Die Links zu den Reden verweisen auf meinen Youtube-Kanal.  
Es gelten die datenschutzrechtlichen Bestimmungen von Youtube. 

Weitere Reden finden Sie unter: 

www.bundestag.de/mediathek 

www.katja-keul.de/reden/reden-2020  
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https://www.youtube.com/watch?v=Uyywe6nbG7Y&feature=youtu.be
https://www.youtube.com/watch?v=MbNZILgnZbY&feature=youtu.be
https://www.gruene-bundestag.de/parlament/bundestagsreden/us-stuetzpunkt-ramstein
https://www.youtube.com/watch?v=hRWMMMdYNno&feature=youtu.be
https://www.youtube.com/watch?v=jczkCOIfh7w
https://www.youtube.com/watch?v=wgDUvxqqHFs&t=38s
https://www.youtube.com/watch?v=GHqyqpEQU7k#action=share
https://www.youtube.com/watch?v=L92TYiQLlvU&feature=youtu.be
https://www.youtube.com/watch?v=6Nl3AG8hhOc&feature=youtu.be
https://www.youtube.com/watch?v=WQrScpMLAUs&feature=youtu.be
https://www.youtube.com/watch?v=Pb7xdbP3tLY&feature=youtu.be
http://www.bundestag.de/mediathek
http://www.katja-keul.de/reden/reden-2020  
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